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Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Bergrechts 
nach der deutschen Einheit 

A. Problem 
Durch den Einigungsvertrag Anlage I Kapitel V Sachgebiet D 
Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe a vom 31. August 1990 in Verbin-
dung mit der Ministerratsverordnung der DDR vorn 15. August 
1990 wurde für das Gebiet der neuen Bundesländer eine vom 
Bergrecht der alten Bundesländer abweichende Regelung getrof-

fen. Seitdem gilt in der Bundesrepublik Deutschland für minera-
lische Rohstoffe unterschiedliches Recht. Im Unterschied zum 
Recht der alten Bundesländer können in den neuen Bundeslän-

dern mineralische Rohstoffe ohne Zustimmung des Grundstücks-
eigentümers und ohne Einvernehmen mit der Kommune abge-
baut werden. 
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B. Lösung 

Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen an das in den 
alten Bundesländern geltende Bundesrecht durch Aufhebung der 
entsprechenden Übergangsvorschriften in der Anlage des Eini-
gungsvertrages. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Aufhebung der Übergangsvorschriften in der Anlage 
des Einigungsvertrages werden Bund, Länder und Gemeinden 
nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Bergrechts 
nach der deutschen Einheit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Rechtsvereinheitlichung 

(1) In Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III 
Nr. 1 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 
(BGBl II S. 885, 1003) wird Buchstabe a gestrichen. 

(2) In Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III 
Nr. 1 Buchstabe m des Einigungsvertrages wird 
Doppelbuchstabe aa gestrichen. 

(3) In Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III 
Nr. 1 des Einigungsvertrages ändert sich die Nume-
rierung wie folgt: 

Nummer 1 Buchstabe b wird zu Nummer 1 Buch-
stabe a, 

Nummer 1 Buchstabe c wird zu Nummer 1 Buch-
stabe b, 

Nummer 1 Buchstabe d wird zu Nummer 1 Buch-
stabe c, 

Nummer 1 Buchstabe e wird zu Nummer 1 Buch-
stabe d, 

Nummer 1 Buchstabe f wird zu Nummer 1 Buch-
stabe e, 

Nummer 1 Buchstabe g wird zu Nummer 1 Buch-
stabe f, 

Nummer 1 Buchstabe h wird zu Nummer 1 Buch-
stabe g, 

Nummer 1 Buchstabe i wird zu Nummer 1 Buch-
stabe h, 

Nummer 1 Buchstabe k wird zu Nummer 1 Buch-
stabe i, 

Nummer 1 Buchstabe 1 wird zu Nummer 1 Buch-
stabe k, 

Bonn, den 31. Januar 1996 

Nummer 1 Buchstabe m wird zu Nummer 1 Buch-
stabe 1, 

Nummer 1 Buchstabe m Doppelbuchstabe bb wird 
zu Nummer 1 Buchstabe 1 Doppelbuchstabe aa, 

Nummer 1 Buchstabe m Doppelbuchstabe cc wird zu 
Nummer 1 Buchstabe 1 Doppelbuchstabe bb. 

§2 

Übergangsvorschriften 

(1) Für rechtskräftig verliehenes Bergwerkseigen

-

turn kann bis zu einem Jahr nach Inkrafttreten dieser 
Vorschrift ein Betriebsplanzulassungsverfahren nach 
altern Recht beantragt werden. 

(2) Für auf Grund abgeschlossener Verwaltungs-
verfahren bestandskräftige und bis zum Inkrafttreten 
dieser Vorschrift ausgenutzte Bergbauberechtigun-
gen gilt Absatz 1 entsprechend. 

§3 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsvorschriften 

Die Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg

-

Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen werden ermächtigt, die zur Ausführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Rechtsvorschriften, insbe-
sondere über die Einzelheiten der Überleitung der 
Verfahren, für die nach altem Recht Anträge gestellt 
sind, zu erlassen. 

§4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Durch den Einigungsvertrag Anlage I Kapitel V 
Sachgebiet D Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe a vom 
31. August 1990 in Verbindung mit der Ministerrats-
verordnung der DDR vom 15. August 1990 wurde für 
das Gebiet der neuen Bundesländer eine vom Berg-
recht der alten Bundesländer abweichende Regelung 
getroffen. Seitdem gilt in den alten und neuen Bun-
desländern unterschiedliches Recht: 

Grundeigentümer-Bodenschätze, die in den alten 
Bundesländern nicht dem Bergrecht unterliegen 
(z. B. Kiese und Sande) und ein Großteil der grundei-
genen Bodenschätze, die in den alten Bundesländern 
dem Bergrecht unterliegen, wurden in den neuen 
Bundesländern in die Kategorie der bergfreien Bo-
denschätze nach dem Bergrecht eingeordnet. Das 
bedeutet, daß es den p rivaten und kommunalen Flä-
cheneigentümern in den neuen Bundesländern 
rechtlich verwehrt ist, mindere Bodenschätze, z. B. 
Kiese, sich anzueignen und diese zu verwerten bzw. 
von einer Verwertung abzusehen, im Gegensatz zu 
den Grundstückseigentümern in den alten Bundes-
ländern. Auch findet beim Abbau von Kiesen und 
Sanden in den neuen Bundesländern innerhalb des 
bergrechtlichen Genehmigungsverfahrens eine an-
dere Interessenabwägung statt, als nach dem Recht 
der alten Bundesländer: Der Gewinnung von Roh-
stoffen wird in der Regel Vorrang vor anderen öffent-
lichen Interessen (Umwelt-, Natur-, Gewässer-, Im-
missionsschutz und kommunales Planungsrecht, z. B. 
mit dem Vorrang einer touristischen Nutzung) einge-
räumt. 

Diese seit dem Jahre 1990 andauernde Ungleich-
behandlung benachteiligt die Bürgerinnen und die 
Bürger sowie die Kommunen der neuen Bundeslän-
der in erheblichem Maße. 

- Um den Grundstückseigentümern in den neuen 
Bundesländern dieselben Rechte zu gewähren wie 
den Grundstückseigentümern in den alten Bun-
desländern, 

- um den Kommunen der neuen Bundesländer die 
gleichen Mitspracherechte wie in den alten Bun-
desländern zu gewähren sowie ihr kommunales 
Planungsrecht sicherzustellen und 

- um die Berücksichtigung des Umwelt-, Natur-, 
Gewässer- und Immissionsschutzes sicherzustel-
len, 

ist die Herstellung der Rechtseinheit auch auf diesem 
Fachgebiet mehr als fünf Jahre nach der deutschen 
Einheit dringend geboten. 

Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, daß mittler-
weile für den (Bau-)Bedarf in den neuen Bundes-
ländern mehr als ausreichend mineralische Roh-
stoffe zur Verfügung stehen. In einzelnen Ländern 

(wie z. B. Thüringen, s. Protokoll der Anhörung des 
Ausschusses für Wirtschaft vom 4. Dezember 1995) 
werden sogar weit mehr Rohstoffe abgebaut als für 
den heimischen Bedarf erforderlich. Das heißt, auch 
vor diesem Hintergrund ist ein weiteres Heraus-
zögern der Rechtsvereinheitlichung nicht mehr ver-
ständlich. 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, die in den alten 
Bundesländern geltenden Regelungen zum Rohstoff-
abbau ohne Änderungen zu übernehmen. Die in 
den neuen Ländern durch die Vorschriften aus dem 
Jahre 1990 als bergfrei behandelten Bodenschätze 
werden den Grundeigentümer-Bodenschätzen zuge-
ordnet, soweit sie nicht nach § 3 Abs. 4 des Bundes-
berggesetzes grundeigene Bodenschätze sind. 

B. Zu den Rechtsvorschriften im einzelnen 

Zu § 1 

Zu Absatz 1 

Nummer 1 Buchstabe a der Anlage I Kapitel V 
Sachgebiet D Abschnitt III des Einigungsvertrages 
legt durch seine Bezugnahme auf § 3 des Berggeset-
zes der DDR und die zu dessen Durchführung er-
lassenen Vorschriften fest, daß die meisten Boden-
schätze (so auch Kiese und Sande) bergfreie Boden-
schätze und der übrige Teil grundeigene Boden-
schätze sind. Insoweit wurde das Bundesberggesetz, 
das in den alten Bundesländern gilt (wonach z. B. 
Mese und Sande nicht unter das Bergrecht fallen, 
sondern Grundstückseigentümer-Bodenschätze sind) 
suspendiert. 

Durch die Streichung von Buchstabe a in Nummer 1 
der Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III des 
Einigungsvertrages wird erreicht, daß in den alten 
und neuen Bundesländern hinsichtlich der minerali-
schen Rohstoffe dasselbe Recht Anwendung findet. 
Kiese, Sande etc. fallen nicht unter das Bergrecht, 
sondern werden den Grundeigentümer-Bodenschät-
ze zugeordnet. Das hat nach dem geltenden Recht in 
den alten Bundesländern zur Folge, daß für die 
Grundeigentümer-Bodenschätze keine Erlaubnis-
und Bewilligungsverfahren mehr erforderlich sind. 
Das Eigentum der Grundstückseigentümer erstreckt 
sich auch auf die Bodenschätze. Der Unternehmer, 
soweit ihm das Grundstück nicht gehört, muß sich 
mit dem Eigentümer (zivilrechtlich) einigen. Da das 
Bergrecht keine Anwendung findet, ist auch kein Be-
triebsplanzulassungsverfahren notwendig. Die Kom-
munen werden jedoch in den anderen Geneh-
migungsverfahren (nach den Vorschriften zum Um-
welt-, Natur-, Gewässer- und Immissionsschutz) be-
teiligt, wobei in der Regel das Einvernehmen der 
Kommunen erforderlich ist. 
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Zu Absatz 2 

Die Streichung des Doppelbuchstabens aa in Num-
mer 1 Buchstabe m der Anlage I Kapitel V Sach-
gebiet D Abschnitt III Nr. 1 des Einigungsvertrages 
ist eine Folgeänderung der Änderung in § 1 Abs. 1 
dieses Gesetzes. 

Die Befugnis zum Erlaß einer Rechtsverordnung 
durch den Bundesminister für Wi rtschaft in Num-
mer 1 Buchstabe m Doppelbuchstabe aa der Anlage I 
Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III des Einigungs-
vertrages bezieht sich auf eine andere Zuordnung 
der in Nummer 1 Buchstabe a der Anlage erfaßten 
mineralischen Rohstoffen. Da durch dieses Gesetz 
eine andere Zuordnung der mineralischen Rohstoffe 
(nämlich im Regelfall zu Grundstückseigentümer-Bo-
denschätzen, im übrigen zu grundeigenen Boden-
schätzen) erfolgt, ist eine andere Zuordnung durch 
Rechtsverordnung nicht mehr möglich. 

Zu Absatz 3 

Folgeänderung zu den Änderungen durch § 1 Abs. 1 
und 2. Durch die Streichung verschiedener Buchsta-
ben in Nummer 1 der Anlage I Kapitel V Sach-
gebiet D Abschnitt III des Einigungsvertrages wird 
eine neue Numerierung erforderlich. 

Zu §2 

Zu Absatz 1 

Diejenigen, die eine Förderlizenz aufgrund von Berg-
werkseigentum haben, sollen nicht nur auf ihre be-
standskräftige Förderlizenz verwiesen werden. Ihnen 
soll ein Jahr lang darüber hinaus die Möglichkeit ein-
geräumt werden, zu wählen, ob sie ein Betriebsplan

-

zulassungsverfahren nach altem Recht beantragen, 
das dann nach den Vorschriften des Bundesbergge-
setzes durchgeführt und mit dessen Rechtswirkun-
gen abgeschlossen wird, oder ob sie Abbauvorhaben 
nach neuem Recht beantragen und beschieden er-
halten. Die Behandlung ihrer Grundstücke nach al-
tem Recht (wenn der Unternehmer von seiner diesbe-
züglichen Wahlmöglichkeit Gebrauch macht) ist den 
Grundstückseigentümern für einen Übergangszeit-
raum auch zuzumuten. Das Bergwerkseigentum ist 
im Grundbuch eingetragen und genießt daher einen 
erhöhten Schutz. Auch hat der Grundstückseigentü-
mer auf dem Weg über das Grundbuch Kenntnis von 
der Förderlizenz erhalten und mußte damit rechnen, 
daß sein Grundstück für den Abbau von Bodenschät-
zen nach dem Bundesberggesetz in Anspruch ge-
nommen wird. 

Zu Absatz 2 

Die Unternehmer sollen sich nicht nur auf den Be

-

stand ihrer Verwaltungsakte berufen können. Alle 

diejenigen, die im Vertrauen auf eine erteilte Berg-
bauberechtigung Vermögensdispositionen im Hin-
blick auf die Ausnutzung ihrer Berechtigungen getä

-

tigt haben, sollen darüber hinaus geschützt werden. 
Sie erhalten durch die Übergangsvorschrift des § 2 
Abs. 2 die Wahl, ob die weiteren Abbauvorhaben 
nach altem oder nach neuem Recht genehmigt wer-
den. 

Bei Unternehmen, die sich Bergbauberechtigungen 
auf Vorrat zugelegt haben, ist es den davon betroffe-
nen Grundstückseigentümern nicht zuzumuten, eine 
über den Bestand des Verwaltungsakt hinausgehen-
de Abbaumöglichkeit des Unternehmers nach altem 
Recht unter Zurückstellung der Rechte des Grund-
stückseigentümers zu dulden. 

Zu §3 

Durch § 3 werden die Länder, in denen bislang 
vom Bundesberggesetz abweichendes Recht galt, 
ermächtigt, die zur Ausführung des „Gesetzes zur 
Vereinheitlichung des Bergrechts" erforderlichen 
Rechtsvorschriften zu erlassen. 

Mit dem Inkrafttreten des § 1 dieses Gesetzes wer-
den mineralische Rohstoffe wie Kiese und Sande als 
Grundeigentümer-Bodenschätze eingestuft. Damit 
unterliegen sie, weil sie nicht mehr unter das Bun-
desberggesetz fa llen, nicht den bergrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren. Die in § 3 Abs. 4 des Bundes-
berggesetzes aufgezählten Bodenschätze werden als 
grundeigene Bodenschätze eingestuft. Auch für 
diese finden andere Rechtsvorschriften als für berg-
freie Bodenschätze Anwendung. 

Daher erhalten die Länder u. a. die Möglichkeit, für 
die im bergrechtlichen Verfahren noch nicht ab-
schließend beschiedenen Anträge Überleitungsvor-
schriften zu erlassen, die regeln, wie die Anträge in 
die nach neuem Recht geltenden Verfahren überge-
leitet werden. Sie haben darüber hinaus die Möglich-
keit, alle weiteren zur Ausführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen. Dabei 
ist es ihnen freigestellt, ob sie zukünftig zur Bünde-
lung der Verfahren ein Landesabgrabungsgesetz ver-
abschieden, oder ob die Abgrabungen nach den gel-
tenden Umwelt-, Natur-, Gewässer- und Immissions-
schutzgesetzen sowie nach Planungsrecht erfolgen 
sollen. 

Zu §4 

§ 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Von diesem 
Termin ab unterfallen die Bodenschätze dem neuen 
Recht. 






